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Auf veränderte Umstände einstellen
Die Folgen des demografischen
Wandels werden erst in einigen
Jahren spürbar. Diskussionsbe-
darf besteht schon heute. Ein
Blick auf mögliche Massnah-
men zur langfristigen Sicherung
der AHV zeigt, dass das Thema
komplex ist und viele Detail-
fragen aufwirft.

Von Richard Brunhart

Vaduz/Schaan/Triesen. – Verschiede-
nes scheint sehr klar zu sein, wenn es
um die langfristige Sicherung der Al-
tersvorsorge über die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung (AHV) geht:
Das Verhältnis zwischen Arbeitneh-
menden, die in die Versicherung ein-
zahlen, und Rentenbezügern hat sich
bereits verschoben und wird sich in
Zukunft noch dramatischer verän-
dern. Wie dramatisch, das zeigt die
kürzlich präsentierte Generationen-
bilanz 2012, die die Regierung in Auf-
trag gegeben hatte (siehe Kasten). Es
scheint zudem Konsens darüber zu
bestehen, dass angesichts der Ent-
wicklung ein Handeln unumgänglich
ist. Die Diskussion über Massnahmen
steht dagegen noch am Anfang.

Länger leben – länger arbeiten?
Neben der demografischen Entwick-
lung, insbesondere der höheren Le-
benserwartung, würde auch eine ten-
denziell längere Ausbildungszeit
grundsätzlich für eine Erhöhung des
Rentenalters sprechen, erklärt Sigi
Langenbahn, Präsident des Liechten-
steinischen Arbeitnehmerverbands
(LANV). So einfach, wie es auf den
ersten Blick scheinen mag, kann eine
Antwort auf die Herausforderung de-
mografischer Wandel aber nicht sein:
«Wir erleben oft, dass in Branchen mit
grosser körperlicher Belastung Ar-
beitnehmende in die IV abgeschoben
werden», sagt Langenbahn. Das wür-
de das Problem nicht lösen, sondern
nur verschieben.

Auch von Arbeitgeberseite wird be-
tont, dass diesem Umstand Rechnung
getragen werden muss. Insbesondere
für Tätigkeiten am Bau ist für Jürgen
Nigg, Geschäftsführer der Wirt-
schaftskammer, ein höheres Renten-
alter unrealistisch. Deshalb müsste
beispielsweise ein Branchenschlüssel
entwickelt werden, was aber ange-
sichts von Berufswechseln praktisch
schwierig umzusetzen sei. Nigg kann
auch dem Ansatz einiges abgewinnen,
den Erbprinz Alois bei der Thronrede
angesprochen hatte – sich auf eine
Mindestbeitragsdauer abzustützen,
wodurch viele «Wissensarbeiter», die
gewöhnlich später ins Berufsleben

einsteigen, auch später regulär pen-
sioniert würden. Angesichts des höhe-
ren Lohnniveaus von höher Ausgebil-
deten wäre ein solcher Ansatz gemäss
Nigg auch unter dem Aspekt soziale
Gerechtigkeit vorteilhaft.

Arbeitsbelastung nimmt zu
Sigi Langenbahn gibt jedoch zu be-
denken, dass auch Veränderungen im
Berufsalltag beachtet werden müssen.
Der Druck am Arbeitsplatz nehme
ständig zu. «Neben physischen Be-
schwerden in körperlich anstrengen-
den Berufen müssen immer mehr Ar-
beitnehmende aufgrund psychischer
Beschwerden wie Burnout und De-
pressionen frühzeitig aus dem Berufs-
leben ausscheiden», führt Langen-
bahn ein Argument gegen eine gene-
relle Erhöhung des Renteneintrittsal-
ters an. 

Der Gewerkschafter setzt sich ent-
sprechend auch bei längerer Lebens-
arbeitszeit für ein flexibles Renten-
eintrittsalter ein. Zudem schlägt Lan-
genbahn die Möglichkeit der schritt-
weisen Reduzierung der Arbeitszeit
vor. Der LANV-Präsident betont
auch, dass insgesamt die Erwerbsar-
beit altersangepasst ausgestaltet und
altersgerechte Arbeitsplätze geschaf-
fen werden sollten.

Breite Diskussion führen
Flexible Arbeitszeitmodelle im Alter
finden auch bei der Wirtschaftskam-
mer Unterstützung. Jürgen Nigg gibt
zu bedenken, dass die Wirtschaft in
Zukunft stärker auf ältere Fachkräfte
angewiesen sein wird, wenn weniger
junge Fachkräfte auf dem Arbeits-
markt zur Verfügung stehen, um sie zu
ersetzen. Entsprechend befürwortet
Nigg grundsätzlich Anreize für ältere
Arbeitnehmer, den Betrieben als Teil-
zeitkräfte zur Verfügung zu stehen.

Massnahmen zur Sicherung der
AHV müssen sich also nicht auf die
gesetzlichen Rahmenbedingungen
der AHV beschränken. Eine so berei-
cherte Diskussion wird aber eher
noch mehr Zeit beanspruchen, um ei-
ne geeignete Regelung zu finden.

Widerstand gegen Beitragserhöhung
Neben einer Erhöhung der Lebensar-
beitszeit stünde als weitere mögliche
«Stellschraube» die Höhe der Bei-
tragssätze zur Verfügung, um die AHV
langfristig zu sichern. Gegen diese
Möglichkeit wehrt sich insbesondere
die Wirtschaftskammer: Für Jürgen
Nigg ist klar, dass die Lohnnebenkos-
ten nicht erhöht werden sollten.
«Dann wird es schwierig, unser hohes
Lohnniveau zu halten.»

Kaum zur langfristigen Sicherung
beitragen können werden Massnah-

men auf der Ausgabenseite. «Die Ren-
tenhöhe an sich eignet sich nicht für
grosse Korrekturen nach unten», ist
AHV-Direktor Walter Kaufmann über-
zeugt. Die derzeitige Höchstrente rei-
che kaum aus, um das «gefühlte Exis-
tenzminimum» zu decken – auch in-
klusive 13. AHV-Rente. Diese Grund-
sicherung sollte aber durch die AHV
gewährleistet werden, während beruf-
liche Vorsorge und freiwillige Vorsorge
für einen «angemessenen» bezie-
hungsweise «gewünschten» Lebens-
standard im Alter sorgen sollten, wie
Kaufmann weiter ausführt. Anpassun-
gen bei den Leistungen könnten des-
halb nur kosmetischer Natur sein. Ge-
gen eine Kürzung spricht sich auch Si-
gi Langenbahn aus: «Kürzungen der
Renten und starre Pensionierungsre-
geln führen zwangsläufig zu einer
Umverteilung in die wirtschaftliche
Sozialhilfe, die Arbeitslosenversiche-
rung und die Krankenversicherung.»

Problemlösung anstatt -verschiebung
Möglich aber ebenfalls vorerst nur ei-
ne Umverteilung herbeiführen würde
ein Staatsbeitrag an die AHV aus dem
allgemeinen Steuertopf. Der vergan-
gene Landtag hat entschieden, dass
dieser ab 2018 nicht mehr ausgerich-
tet wird – was die Nachhaltigkeitslü-
cke der AHV in der Generationenbi-
lanz deutlich vergrössert hat, wäh-

Flexibles Rentenalter nach Branche? Insbesondere bei körperlich anstrengenden Arbeiten besteht die Gefahr, dass bei ei-
ner Erhöhung des Renteneintrittsalters ältere Arbeitnehmer in die IV abgeschoben werden. Bild Archiv

Vaduz. – Die Autoren der Studie
«Die Nachhaltigkeit der liechten-
steinischen Fiskalpolitik in Zeiten
der Krise: Die Generationenbilanz
2012» erwarten, dass die Anzahl
Rentenbezüger in Liechtenstein von
rund 16 000 im Jahr 2010 auf über
117 000 im Jahr 2060 ansteigen
wird. Diese Zahlen überzeichnen
zwar die Herausforderung etwas, da
viele Bezüger – insbesondere ehe-
malige Zupendler – nur über wenige
Beitragsjahre verfügen und eine ent-
sprechend niedrige Rente erhalten.
Doch auch an der erwarteten Ent-
wicklung der Rentenausgaben wird
deutlich, wie stark sich der demogra-
fische Wandel niederschlagen wird:
Die Rentenausgaben werden im sel-
ben Zeitraum inflationsbereinigt

von rund 227 Mio. Franken voraus-
sichtlich um den Faktor 3,7 auf über
843 Mio. Franken steigen.

Der Anteil der Rentenleistungen –
neben der AHV auch für die Invali-
denversicherung (IV) und Ergän-
zungsleistungen – sowie der Ge-
sundheits- und Pflegeausgaben am
Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird ge-
mäss den Annahmen von 7,3 Pro-
zent auf 12,9 Prozent ansteigen. Ins-
besondere wird vorausgesetzt, dass
die Produktivität in diesem halben
Jahrhundert jährlich um 1 Prozent
steigt – was einer Produktivitätsstei-
gerung von über 60 Prozent in den
50 Jahren entspricht. Dies schwächt
den Effekt der steigenden Zahlen an
Rentenbezügern auf den Anteil der
Rentenausgaben am BIP deutlich ab.

Jeder 8. Franken für Leistungen im Alter

rend jene im Landeshaushalt ge-
schrumpft ist.

Diskussion rasch beginnen
Bis die Regierung eine entscheidungs-
reife Vorlage präsentieren kann, wird
es noch einige Zeit dauern. Die Dis-
kussion um einige Parameter müsste
aber jetzt schon beginnen. Denn die

Herausforderungen würden nicht ge-
ringer, hält Jürgen Nigg fest. Und auch
Sigi Langenbahn möchte die Debatte
voranbringen: «Unsere AHV steht ge-
genüber anderen Ländern noch sehr
gut da. Trotzdem ist es höchste Zeit,
umzudenken und die sozial- und wirt-
schaftspolitischen Strukturen an die
geänderten Umstände anzupassen.»

Antrittsbesuch der neuen Regierung in Wien
Regierungschef Adrian Hasler
nutzte den Aufenthalt in Wien,
um dem österreichischen Vize-
kanzler und Aussenminister 
Michael Spindelegger einen 
Antrittsbesuch abzustatten. 
Begleitet wurde er von seinen
Regierungskollegen Thomas
Zwiefelhofer und Aurelia Frick.

Wien. – Regierungschef Adrian Hasler
betonte anlässlich des Antrittsbesu-
ches, die neue Regierung wolle die tra-
ditionell sehr freundschaftlichen Be-
ziehungen zwischen Österreich und
Liechtenstein weiter pflegen und wei-
terentwickeln. Liechtenstein und
Österreich kooperieren seit vielen
Jahren in regionalen, bilateralen und
multilateralen Bereichen. Zusammen
mit Regierungschef-Stellvertreter
Thomas Zwiefelhofer und Regie-
rungsrätin Aurelia Frick informierte er
Vizekanzler Spindelegger über die
politischen Prioritäten der neuen Re-
gierung, zu denen eine aktive, grenz-
überschreitende Politik zu den direk-

ten Nachbarstaaten und insbesondere
die Verstärkung der Regionalpolitik
gehören. Regierungsrätin Aurelia
Frick nutzte die Möglichkeit, um auf
Liechtensteins Engagement für den
Internationalen Strafgerichtshof auf-
merksam zu machen. Ausserdem in-
formierte sie über den von Liechten-
stein durchgeführten Vorsitz im Forum
für Sicherheitskooperation (FSK) im
ersten Trimester 2013, einem der bei-
den Beratungs- und Beschlussfas-
sungsgremien der in Wien beheimate-
ten Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE).

Steuerkooperation besprochen
Regierungschef Adrian Hasler traf
sich zudem mit seiner Amtskollegin
Maria Fekter, Bundesministerin für
Finanzen, um sich über die aktuellen
Entwicklungen in Sachen grenzüber-
schreitende Steuerkooperation aus-
zutauschen. Dabei betonten die Mi-
nister, dass der Schutz der Privatsphä-
re in beiden Staaten ein hohes Gut ist.
Das Bankgeheimnis bietet aber kei-
nen Schutz bei Straftaten und Steuer-

delikten. Weiters informierte Regie-
rungschef Adrian Hasler die Bundes-
ministerin über den Ratifikationspro-
zess des Abgeltungssteuerabkom-
mens und des angepassten Doppel -
besteuerungsabkommens zwischen
Liechtenstein und Österreich. Das
weitere Vorgehen zur Finanzierung
des Eisenbahnprojektes S-Bahn
FL.A.CH wurde ebenfalls diskutiert.

Austausch über Gesetzesrevisionen
Regierungschef-Stellvertreter Thomas
Zwiefelhofer nutzte seinen Aufenthalt
in Wien, um sich mit seiner Amtskolle-
gin Beatrix Karl, Bundesministerin für
Justiz, auszutauschen. Die beiden Jus-
tizminister informierten sich gegensei-
tig über die geplanten Gesetzesrevisio-
nen in ihren Ländern. Ausserdem be-
suchte Regierungschef-Stellvertreter
Thomas Zwiefelhofer das Bundesmi-
nisterium für Inneres und wurde von
Bundesministerin Johanna Mikl-Leit-
ner empfangen. Mit dem Staatssekre-
tär für Integration, Sebastian Kurz,
konnte er sich anschliessend noch über
Integrationsfragen austauschen. (ikr)

Freundschaftliches Treffen: Regierungschef-Stellvertreter Thomas Zwiefelhofer,
Regierungschef Adrian Hasler, Regierungsrätin Aurelia Frick und der österrei-
chische Vizekanzler Michael Spindelegger (v. l.). Bild pd


